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Anfrage zur schriftlichen Beantwortung P-001019/2019
an die Kommission
Artikel 130 der Geschäftsordnung
Bernd Kölmel (ECR)

Betrifft: Diesel-Fahrverbote

Seit 1. Januar 2019 gibt es in Stuttgart Fahrverbote für ältere Dieselfahrzeuge. Auch in anderen 
deutschen Städten stehen Fahrverbote an.

Grundlage ist die Richtlinie 2008/50/EG vom 21. Mai 2008 über Luftqualität und saubere Luft für 
Europa. 

Absatz 25 lautet: 

„Da die Ziele dieser Richtlinie auf Ebene der Mitgliedstaaten wegen des grenzüberschreitenden 
Charakters von Luftschadstoffen nicht ausreichend verwirklicht werden können und daher besser auf 
Gemeinschaftsebene zu verwirklichen sind, kann die Gemeinschaft im Einklang mit dem in Artikel 5 
des Vertrags niedergelegten Subsidiaritätsprinzip tätig werden (...).“

Die Regelungskompetenz der EU im Rahmen des Subsidiaritätsprinzips nach Art. 5 Abs. 1 des 
Vertrags über die Europäische Union (EUV) wird also mit dem „grenzüberschreitenden Charakter von 
Luftschadstoffen“ begründet. 

Die Diesel-Fahrverbote in Deutschland erfolgen wegen des Überschreitens der in der Richtlinie 
festgelegten Grenzwerte für Stickoxide und Feinstaub. Bei beiden Schadstoffen geht es um lokale 
Überschreitungen. Betroffen sind nur einzelne Kommunen, und die Grenzwerte werden nur in 
einzelnen Straßenabschnitten überschritten. 

1. In welcher Form haben die Grenzwertüberschreitungen bei Stickoxid und Feinstaub, die zu 
den Dieselfahrverboten führen, einen „grenzüberschreitenden Charakter“?

2. Bei welchen der in der EU-Richtlinie aufgeführten Schadstoffe ist regelmäßig mit 
grenzüberschreitenden Belastungen zu rechnen?

3. Besteht auch eine Regelungskompetenz der EU im Rahmen des Subsidiaritätsprinzips nach 
Art 5 Abs. 1 EUV, wenn kein „grenzüberschreitender Charakter von Luftschadstoffen“ zu 
Grunde gelegt wird?


